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Abstract
Nach Sch atzungen der Weltgesundheitsorganisation hat die Zigarettenindus-
trie im vergangenen Jahrhundert mit ihren Produkten 100 Millionen Menschen
weltweit get otet. F ur dieses Jahrhundert werden 1 Milliarde Tote erwartet. Da
der Beginn einer Raucherkarriere nahezu ausschlieim Kindes- und Jugendlichenal-
ter liegt, besteht auf Seiten der Zigarettenindustrie der wirtschaftliche Zwang,
Kinder und Jugendliche durch oene und verdeckte Verkaufanstrengungen zu
s uchtigen Rauchern zu machen. Bisherige Bem uhungen von Eltern, Gesund-
heitsinstitutionen und Regierungen, die Raucherquote von Kindern und Ju-
gendlichen zu senken, waren nicht hinreichend erfolgreich.  Uber 1,3 Millio-
nen Minderj ahrige in Deutschland sind Raucher. Ohne die Beseitigung der
wirtschaftlichen Gewinne aus der Verleitung von Kindern und Jugendlichen
zum Rauchen werden alle Bem uhungen, den Jugendschutz zu verbessern, durch
gegenl auge Verkaufsanstrengungen der Tabakindustrie zunichte gemacht. Als
L osung bietet sich eine Erh ohung der Tabaksteuer an, die ausschlieauf Zigaret-
ten erhoben wird, die von Minderj ahrigen geraucht werden. Der Steuertarif ist
so zu bemessen, dass das Rauchen von Zigaretten durch Minderj ahrige auch
bei Ber ucksichtigung der zuk unftigen Gewinne aus dem Entstehen lebenslanger
Raucherkarrieren bei den Zigarettenanbietern zu Verlusten f uhrt. Die vorgeschla-
gene Lenkungsabgabe belastet die Zigarettenindustrie als Verursacher mit der
Verantwortung f ur den gesundheitspolitisch unerw unschten Konsum ihrer Waren
durch Kinder und Jugendliche und f uhrt erstmals zu einem aufrichtigen Bem uhen
der Industrie, diesen Konsum zu vermeiden.* Professor Dr. Michael Adams ist Universitätsprofessor für Recht der Wirtschaft im wirt-











Nach Schätzungen der Weltgesundheitsorganisation hat die Zigarettenin-
dustrie im vergangenen Jahrhundert mit ihren Produkten 100 Millionen 
Menschen weltweit getötet. Für dieses Jahrhundert werden 1 Milliarde Tote 
erwartet. Da der Beginn einer Raucherkarriere nahezu ausschließlich im 
Kindes- und Jugendlichenalter liegt, besteht auf Seiten der Zigarettenin-
dustrie der wirtschaftliche Zwang, Kinder und Jugendliche durch offene und 
verdeckte Verkaufanstrengungen zu süchtigen Rauchern zu machen. Bishe-
rige Bemühungen von Eltern, Gesundheitsinstitutionen und Regierungen, 
die Raucherquote von Kindern und Jugendlichen zu senken, waren nicht 
hinreichend erfolgreich. Über 1,3 Millionen Minderjährige in Deutschland 
sind Raucher. Ohne die Beseitigung der wirtschaftlichen Gewinne aus der 
Verleitung von Kindern und Jugendlichen zum Rauchen werden alle Bemü-
hungen, den Jugendschutz zu verbessern, durch gegenläufige Verkaufsan-
strengungen der Tabakindustrie zunichte gemacht. Als Lösung bietet sich 
eine Erhöhung der Tabaksteuer an, die ausschließlich auf Zigaretten erho-
ben wird, die von Minderjährigen geraucht werden. Der Steuertarif ist so zu 
bemessen, dass das Rauchen von Zigaretten durch Minderjährige auch bei 
Berücksichtigung der zukünftigen Gewinne aus dem Entstehen lebenslanger 
Raucherkarrieren bei den Zigarettenanbietern zu Verlusten führt. Die vor-
geschlagene Lenkungsabgabe belastet die Zigarettenindustrie als Verursa-
cher mit der Verantwortung für den gesundheitspolitisch unerwünschten 
Konsum ihrer Waren durch Kinder und Jugendliche und führt erstmals zu 
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A.  Das Problem 
 
Kinder und Jugendliche beginnen immer früher mit dem Konsum von Zigaretten. Das Ein-
stiegsalter des Zigarettenkonsums liegt inzwischen bundesweit bei 11 bis 13 Jahren. Über 1,3 
Millionen Minderjährige sind Raucher.  
 
Die Prävalenz der rauchenden Jugendlichen stellt sich im Einzelnen wie folgt dar: 
 

































































Quelle: Deutsches Krebsforschungszentrum, Stabsstelle Krebsprävention, Heidelberg, 2007; Datengrund-
lage: Statistisches Bundesamt. Statistisches Jahrbuch 2006; Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklä-
rung. Die Drogenaffinität Jugendlicher in der Bundesrepublik Deutschland 2004. Eine Wiederholungsbe-
fragung, Köln 2004 
 
Diese Zahlen weisen auf schwerwiegende Mängel beim Schutz von Kindern und Jugendli-
chen hin. Da der Beginn einer Raucherkarriere nahezu ausschließlich im Kindes- und Jugend-
lichenalter liegt, besteht auf Seiten der Tabakindustrie der wirtschaftliche Zwang, Kinder und 
Jugendliche zu abhängigen Rauchern zu machen
1. Immer wieder müssen neu nachwachsende 
Generationen von Kindern und Jugendlichen als Ersatzkunden die Lücken füllen, die die 
durch Krankheit und vorzeitigen Tod abhanden gekommene Raucher hinterlassen
2. Die Ziga-
rettenindustrie weiß, dass sie ohne einen hohen Anteil am Kinder- und Jugendmarkt keine 
Zukunft hätte
3. Die extremen Gewinne
4 aus dem Zigarettengeschäft ermöglichen es der In-
                                                 
1 Jeder Jugendliche, der zum Raucher wird, bringt den Zigarettenunternehmen einen auf das Raucherleben ge-
rechneten Umsatzbarwert von rund € 30.000. Bei den üblichen Gewinnmargen führt dieser Umsatzbarwert zu 
einem Nettobarwertgewinn von rund € 3.600 für jeden zum Raucher gemachten Jugendlichen. Vgl. hierzu A-
dams, (Hg.), Das Geschäft mit dem Tod, 2007, S. 281, Zeugenaussage Dolan im Prozess der US-
Bundesregierung gegen Philip Morris und andere führende Zigarettenunternehmen. Dieser 7jährige Prozess 
umfasste den Austausch von Millionen Dokumenten und stellt den größten Prozess der US-Justizgeschichte dar. 
Allein die US-Regierung hat  über 130 Millionen Dollar Prozesskosten aufgewandt. 
2 Vgl. hierzu Urteilsbegründung des US-Bundesgerichtes, in: Adams, aaO S. 383: „Darüber hinaus haben die 
Beklagten geleugnet, mit ihrer Werbung auf Minderjährige und junge Menschen zwischen dem 18. Und 21. 
Lebensjahr zu zielen und ihre Produkte an diese zu vermarkten, um zur Sicherung des wirtschaftlichen Überle-
bens ihrer Unternehmen ausreichend viele „Ersatzraucher“ zu rekrutieren, während die älteren durch Tod, 
Krankheit oder Aufgabe des Rauchens ausfielen.“ 
3„Die Tabakunternehmen wussten, dass ihr Markt schrumpfen würde, wenn die gegenwärtigen Raucher starben 
oder aufgaben und es ihnen nicht gelänge, Anfänger zu gewinnen.“ „Die Beklagten (Zigarettenhersteller) be-
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dustrie, mit Hilfe milliardenteurer Werbung in Deutschland ein Drittel bis ein Viertel aller 
jungen Menschen zum Zigarettenkonsum zu verleiten
5. Der Schlüssel zu ihrem Erfolg im 
Zigarettengeschäft ist die noch fehlende Risikowahrnehmung und Urteilskraft der Kinder und 
Jungendlichen, die sich nur begrenzt gegen Verführungen durch die eingesetzten emotionalen 
Bildersysteme schützen können
6. Was als spielerischer Versuch beginnt, als Eintritt in die 
Welt der Erwachsenen, wird zur Sucht, der nur schwer zu entkommen ist, nicht zuletzt da sie 
durch eine große Zahl von Zusatzstoffen verstärkt wird
7. 
Zugleich ist die Entscheidung von Kindern und Jugendlichen, mit dem Rauchen zu beginnen, 
eine der kostspieligsten Entscheidungen ihres Lebens
8. Sie ist mit frühzeitigen Erkrankungen 
und einem Verlust von rund 13 Prozent ihrer Lebenszeit verbunden
9. Ganz im Gegensatz zu 
anderen Konsumgütern bereuen über 80 Prozent der Zigarettenraucher die Entscheidung, mit 
dem Rauchen begonnen zu haben
10. Diese im Kindes- und Jugendalter getroffene Entschei-
                                                                                                                                                          
trachteten junge Menschen als entscheidend für ihren langfristigen Erfolg, weil sie wussten, wie groß die Mar-
kenloyalität bei ihren Produkten war. Sie wussten, dass jemand, der einmal zu einer bestimmten Marke gegriffen 
hatte, sehr wahrscheinlich bei ihr bleiben würde.“, Dolan, Marketingexperte als Zeuge im US-Prozess in: A-
dams, aaO, S.280 ff.; vgl. auch Urteilsbegründung des US-Bundesgerichtes in: Adams, aaO. S. 436, Ziff. 2638. 
4 Die operative Umsatzrendite vor Steuern betrug z.B. bei Imperial Tobacco im Jahre 2006 40Prozent, 1,9 Milli-
arden operatives Ergebnis vor Steuern bei einem Umsatz von 4,66 Milliarden, Welt v. 9.2.2007. Einige Topma-
nager der Zigarettenindustrie verdienten 40 Millionen Dollar im Jahr.  
5 Vgl. hierzu ausführlich als Zeuge im US-Prozess der Marketingexperte Dolan, in: Adams, aaO, S.268 ff. 
6 Vgl. Effertz, Kindermarketing, 2008, S. 236 ff und S. 399 ff. 
7 „Die Beklagten (Zigarettenhersteller) erforschten, entwickelten und nutzten verschiedene Konstruktionsmerk-
male und Methoden der Nikotinkontrolle, um sicherzustellen, dass alle Zigaretten angemessene Nikotindosen 
lieferten, um Sucht zu erzeugen und aufrechtzuerhalten.“ US-Bundesgericht, in: Adams, aaO, S. 417 ff.; Vgl. 
auch die Studien von Rabinoff/Caskey/Rissling/Park, Pharmacological and Chemical Effects of Cigarette Addi-
tives, American Journal of Public Health 2007, Vol 97, No. 11, S. 1 ff; Pötschke-Langer/Thielmann, Erhöhte 
Gesundheitsgefährdung durch Zusatzstoffe in Tabakerzeugnissen – Konsequenzen für die Produktregulation, 
Deutsches Krebsforschungszentrum, Heidelberg 2005. Der Einsatz von Zusatzstoffen, die mit zusätzlichen er-
heblichen Krebs- und anderen Krankheitsrisiken verbunden sind, erfüllt den Tatbestand einer gemeingefährli-
chen Vergiftung gemäß § 314 Abs. 1 Nr. 2 StGB, vgl. hierzu Merten, VersR 2005, 465 ff.; Adams, aaO, S. 517 
ff.  
8 Die Kosten werden zum Teil vom Raucher selber (bezeichnet als „private Kosten“), aber auch von seinem 
Ehepartner und der Gesellschaft (bezeichnet als „externe Kosten“) getragen. Die gesamten privaten und externen 
Kosten einer Packung Zigaretten betragen 39,90 Euro. Hierbei sind auch die Wirkungen auf die Sozialversiche-
rungen und das Steueraufkommen berücksichtigt. So erspart der Raucher z.B durch seinen verfrühten Tod der 
Rentenversicherung pro Packung 1,11 Euro, kostet aber den Arbeitgeber durch Arbeitsversäumnisse 1,40 Euro 
pro Packung, während seine geringere Leistungsfähigkeit zu einem Verlust an Einkommensteuer von 1,02 Euro 
führt. Die Kosten sind abgezinst, sind also in den tatsächlich anfallenden Beträgen deutlich höher. Beginnt eine 
Raucherkarriere vor dem 24. Lebensjahr steigen die Kosten weiter deutlich an. Vgl. dazu Günzel, Kosten des 
Rauchens, Universität Hamburg 2005. 
9 Die Folgen des Zigarettenrauchens lassen sich nur mit den Folgen von Kriegen vergleichen: 
Bedard/Deschenes, The Long-Term Impact of Military Service on Health: Evidence from World War II and 
Korean War Veterans, American Economic Review 2006, 175 ff. haben die langfristigen Gesundheitsfolgen 
eines Militärdienstes in der US Armee für die Jahrgänge untersucht, die im 2. Weltkrieg und im Koreakrieg 
dienstfähig waren und deren unterschiedliche Lebenserwartung jetzt gut beobachtbar ist. Sie kamen zu dem 
Ergebnis, dass Menschen, die im Militärdienst waren, eine um 64-79% höhere Wahrscheinlichkeit hatten, an 
einer Herzerkrankung zu sterben und eine um 35-58% höhere Wahrscheinlichkeit, an Lungenkrebs zu sterben. 
Ursächlich für genau diese erhöhten Erkrankungsraten ist die um 30% höhere Raucherquote bei Militärangehö-
rigen dieser Jahrgänge. Während dieser Kriege verteilte das US-Militär billige Zigaretten in ihren Militärbasen. 
Die USA verloren in den beiden Kriegen im Kampf 450 000 Tote. Dies bedeutete bei einer Lebenserwartung 
von 75 Jahren den Verlust von 22,5 Millionen Jahren Lebenserwartung. Der Verlust nur aufgrund des zusätzli-
chen, von den verbilligten Zigaretten verursachten Rauchens im Militärdienst beläuft sich auf 23,2 Millionen 
Jahren verlorener Lebenserwartung. Durch das im Militär erhöhte Rauchen hat der durchschnittliche Soldat 11,6 
Jahre an Lebenserwartung verloren. Das besagt, dass die US Armee durch ihre Politik der verbilligten und kos-
tenlosen Zigaretten mehr amerikanische Soldaten getötet hat als der Feind auf dem Schlachtfeld. Die US Zigaret-
tenkonzerne haben diese Politik nachhaltig unterstützt. 
10 Vgl. hierzu das Urteil US-Bundesgericht in: Adams, aaO, S. 486.  
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dung ist aufgrund des hohen von der Zigarettenindustrie verstärkten Suchtpotentials der mo-
dernen Zigaretten für viele nur schwer und oder gar nicht rückgängig zu machen
11. Kinder 
und Jugendliche verfügen noch nicht über das hinreichende Ausmaß an körperlicher und geis-
tiger Reife für eine Entscheidung mit einer solchen Tragweite
12.  
 
Die Verleitung zum Rauchen der Kinder und Jugendlichen erfolgt durch eine Vielzahl offe-
ner, aber auch verdeckter und irreführender Verkaufanstrengungen der Industrie
13. Bisher 
wurde von Seiten der Gesundheitspolitik versucht, über Aufklärung, Werbebeschränkungen 
und sonstige punktuelle Eingriffe in den Zigarettenmarkt das Rauchen von Kindern und Ju-
gendlichen zu vermindern. Stetige Anpassungen und milliardenschwere Werbemaßnahmen 
der Tabakwarenanbieter haben den gesundheitspolitisch angestrebten Rückgang im Neuge-
schäft mit Kindern und Jugendlichen jedoch bisher wirksam verhindert und die Raucherquo-
ten unter den Kindern- und Jugendlichen unverantwortlich hoch gehalten. Da die Anreize der 
hohen Gewinne der Zigarettenunternehmen aus der Verleitung der Minderjährigen zum Rau-
chen stets erhalten blieben, mussten sich die bisherigen Eingriffe in den Zigarettenmarkt zum 
Schutz der Kinder und Jugendlichen als lediglich beschränkt wirksam erwiesen. Ohne die 
Einführung von Maßnahmen, die das Rauchen von Zigaretten durch Kinder und Jugendliche 
für die Zigarettenanbieter unwirtschaftlich machen, bleiben die gesundheitspolitischen Ziele 
des Kinder- und Jugendschutzes unerreichbar.  
 
 
B.   Die Lösung: Jugendschutz durch Steuerrecht 
 
I. Belastung  der  Zigarettenhersteller  mit einer Zusatzsteuer auf die von Minder-
jährigen gerauchten Zigaretten 
 
Um den von den Zigarettenfirmen herbeigeführten Fehlentscheidungen im Kindes- und Ju-
gendalter entgegen zu wirken und die zu beobachtenden Verschlechterungen der körperlichen 
und geistigen Gesundheit der Kinder und Jugendlichen zu verringern, ist es notwendig, zum 
Zwecke des Kinder- und Jugendschutzes eine zusätzliche Steuer auf Zigaretten zu erheben 
vor, die von Minderjährigen geraucht werden. Der Steuertarif ist dabei so zu bemessen, dass 
das Rauchen von Zigaretten durch Kinder und Jugendliche auch bei Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen Vorteile des Entstehens lebenslanger Raucherkarrieren bei den Zigarettenan-
bietern zu Verlusten führt. Der Steuertarif sollte dabei in seinem Höchstsatz den wissenschaft-
lichen Schätzungen der sozialen Kosten des Rauchens entsprechen. Dieser beträgt bei 25-
jährigen Rauchern im Durchschnitt rund 2 Euro pro Zigarette.
14  
                                                 
11 Vgl. Urteil US-Bundesgericht in: Adams, aaO, S. 486 f.: „70 Prozent dieser Raucher wollen aufhören, aber nur 
40 Prozent unternehmen einen Versuch, und von diesen sind, leider, nur 2,5 Prozent erfolgreich damit.“ 
12 Vgl. Urteil US-Bundesgericht in: Adams, aaO, 448, Ziff. 3298: „Die Beklagten erforschen intensiv die Einstel-
lungen, Vorlieben und Gewohnheiten junger Menschen. Aus diesen Studien wussten sie, dass Jugendliche emp-
fänglicher für Marketing und die Reize der Werbung waren, dass sie die Gesundheitsrisiken und Auswirkungen 
des Rauchens unterschätzten, während sie gleichzeitig ihre Fähigkeit, das Rauchen aufgeben zu können über-
schätzten, und dass sie eher auf Preisnachlässe reagierten.“ Ausführlich auch Effertz, aaO., S. 291 ff. 
13 Vgl. hierzu Urteilsbegründung des US- Bundesgerichtes, in: Adams, aaO, S. 435 ff. „Wie in der Sachverhalts-
feststellung detailliert dargelegt, haben die Beklagten, um Raucher vom Aufhören abzuhalten, raffinierte und 
teure Promotionskampagnen durchgeführt, um »leichte« und »teerarme« Zigaretten als weniger schädlich hinzu-
stellen als normale Zigaretten. Die konzertierten und fortdauernden Bemühungen der Beklagten, die Konsumen-
ten über »leichte« und »teerarme« Zigaretten zu täuschen, waren ein kalkuliertes und äußerst erfolgreiches 
Komplott, um ihre Gewinne auf Kosten der Raucher, der potenziellen Raucher und der amerikanischen Öffent-
lichkeit zu steigern. Über 50 Prozent der Menschen, die »leichte« oder »ultraleichte« Zigaretten rauchen, glau-
ben irrtümlich, dass so genannte Light-Zigaretten eine weniger gefährliche Alternative zu normalen Zigaretten 
seien. 
14 Vgl. oben Fn.
 7. 
4 German Working Papers in Law and Economics Vol. 2008,  Paper 15
http://www.bepress.com/gwp/default/vol2008/iss1/art15  5
 
Die vorgesehene Abgabe belastet die Tabakwaren anbietende Industrie als Verursacher mit 
der Verantwortung für den gesundheitspolitisch unerwünschten Konsum ihrer Waren durch 
Kinder und Jugendliche. Die bisherige Praxis führte im Ergebnis zu hohen Gewinnen auf Sei-
ten der Industrie, während die Kosten der Versuche einer Begrenzung der Gesundheitsschä-
den der Kinder und Jungendlichen auf private und staatliche Institutionen verlagert wurden. 
Diese schiefe Verantwortungsteilung wird durch die vorgesehene zusätzliche Abgabe been-
det. Zugleich werden alle bisherigen offenen und verdeckten Maßnahmen der Zigarettenin-
dustrie, die Kinder zum Rauchen zu verleiten, für die Industrie wirtschaftlich sinnlos. Die 
Abgabe stellt damit erstmals einen Interessengleichlauf zwischen Industrie, Eltern und Ge-
sundheitsinstitutionen her und beseitigt den bisherigen wirtschaftlichen Anreiz für die Ziga-
rettenanbieter, den Jugendschutz durch Verkaufsanstrengungen zu unterlaufen. Die bisherigen 
gesetzlichen Verfahren suchten die gewünschte Verminderung des Rauchens von Kindern 
und Jugendlichen durch einzelne, punktuell wirksame Begrenzungen der Marketingmöglich-
keiten der Industrie zu erreichen, ließen aber den wirtschaftlichen Anreiz bei den Zigaretten-
anbietern, Kinder und Jugendliche zum Rauchen zu verleiten, unverändert. Im Gegensatz 
hierzu bewirkt die vorgesehene Abgabe erstmals ein unmittelbares wirtschaftliches Interesse 
der Zigarettenanbieter am angestrebten Ziel einer niedrigen Raucherquote von Kinder- und 
Jugendlichen. Ein Unterlaufen des Ziels niedrigerer Raucherquoten unter Kindern und Ju-
gendlichen durch besondere Verkaufsanstrengungen erweist sich für die Zigarettenanbieter 
aufgrund der zusätzlichen Abgaben in Zukunft als wirtschaftlich unvorteilhaft. 
 
Das hier vorgeschlagene Gesetz führt durch den Rückgang des Zigarettenkonsums nicht nur 
zu einer sofortigen Verbesserung der Gesundheit der Kinder und Jugendlichen. Es kommt 
auch zu steuerlichen Mehreinnahmen, die allerdings bei den sofort einsetzenden, erstmals 
wirksamen Maßnahmen der Zigarettenanbieter, das Rauchen von Kindern und Jugendlichen 
zu unterbinden, rasch absinken werden. Für das erste Jahr der Steuererhebung sind Mehrein-
nahmen von 6,2 Milliarden Euro zu erwarten.  
 
 
II.  Der Regelungsvorschlag: Änderung des Tabaksteuergesetzes 
 
Im Detail sieht der Gesetzesvorschlag wie folgt aus:  
 
In § 4 des Tabaksteuergesetzes, der die Steuertarife regelt, wird in Absatz 1 folgende Ziffer 5 
eingefügt: 
 
“5. zusätzlich für jede Zigarette, die in Deutschland von einem Minderjährigen geraucht 
wird, 2 Euro. Ab Vollendung des vierzehnten Lebensjahres ermäßigt sich die Steuer für je-
des zusätzliche Lebensjahr der Jugendlichen um 0,10 Euro;“ 
 
In § 4 wird zudem noch folgender neuer Absatz 5 eingefügt: 
 
„(5) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung das 
von den Steuerpflichtigen anzuwendende Verfahren zur Ermittlung der in den jeweiligen 
Altersgruppen gerauchten Mengen festzulegen. Das Bundesministerium der Finanzen wird 
ermächtigt, zum Zwecke des Schutzes der Steuerpflichtigen vor statistischen Erhebungs-
unsicherheiten und zur Berücksichtigung der Tatsache, dass von Minderjährigen Zigaretten 
aus Gründen geraucht werden, die dem Steuerpflichtigen nicht zumutbar zuzurechnen sind, 
durch Rechtsverordnung festzusetzen, dass von den ermittelten Mengen ein Wert von bis 
zu 10 vom Hundert in Abzug gebracht werden kann.“ 
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Die Regelungen sehen vor, dass die Tabaksteuerschuldner für ihre von Minderjährigen ge-
rauchten Zigaretten eine zusätzliche Abgabe zu entrichten haben. Die vorgesehen Abgabe 
erfasst das Rauchen von Kindern und Jugendlichen bis zum vollendeten 18. Lebensjahr. Die 
Höhe der Abgabe wird anhand der Zahl der von den Minderjährigen gerauchten Zigaretten 
bemessen. Die Abgabe ist zudem umso höher, je jünger der Raucher ist und spiegelt damit 
den besonderen Schaden des frühen Beginns des Zigarettenrauchens wider. Sie beträgt in der 
Altersklasse der Kinder pro Zigarette 2 Euro und für Jugendliche ab dem vollendeten vier-
zehnten Lebensjahr 1,90. Mit jedem zusätzlichen Lebensjahr vermindert sich die Abgabe um 
weitere 0,1 Euro. Jedem Tabakwarenanbieter werden dabei seine durch die Minderjährigen 
gerauchten Zigaretten zugerechnet.  
 
Zur Ermittlung der Steuerschuld sind bei den Steuerschuldnern jährliche Erhebungen der von 
den Minderjährigen der in den jeweiligen Altersklassen gerauchten Zigaretten notwendig. 
Dabei wird auf statistische Schätzverfahren zurückgegriffen, deren Einzelheiten vom Bun-
desministerium für Finanzen durch Rechtsverordnung festgelegt werden. Es handelt sich hier 
um ein im Wirtschaftsrecht bekanntes und bewährtes Vorgehen
15. Üblicherweise werden die 
Daten von den Unternehmen ohnehin aus Marketinggründen erhoben. Die zusätzlichen Kos-
ten der Datenerhebung für die Steuererklärung sind daher keine bemerkenswerte zusätzliche 
Belastung.  
 
Das Bundesministerium der Finanzen wird jedoch ermächtigt, zugunsten der Steuerschuldner 
bis zu einer Höhe von 10 vom Hundert Abzüge von den statistisch ermittelten Mengen vorzu-
sehen. Hierdurch sollen die steuerpflichtigen Zigarettenanbieter davor geschützt werden, auf-
grund der mit den statistischen Ermittlungsverfahren verbundenen Unsicherheiten mit unbe-
rechtigten Abgaben belastet zu werden. Die Abzugsmöglichkeit soll die Steuerpflichtigen 
auch davor schützen, dass trotz aller zumutbaren Bemühungen der Steuerpflichtigen dennoch 
von Kindern und Jugendlichen Zigaretten geraucht werden. Auch wenn es in der Verantwor-
tung der Anbieter süchtig- und krankmachender Zigaretten liegt, verlässlich auszuschließen, 
dass ihre Waren von Kindern und Jugendlichen geraucht werden, kann das Bundesministeri-
um der Finanzen zur Berücksichtigung der Eigenverantwortung der Kinder und Jugendlichen 
und deren Erziehungsberechtigten einen Abzug bei den ermittelten Mengen vornehmen. Die-
ser Abzug darf zusammen mit einem möglichen Abzug aufgrund der Erhebungsunsicherhei-
ten 10 vom Hundert nicht überschreiten. 
Diese anbietergenaue Ermittlung der gerauchten Zigaretten belastet die Anbieter verursa-
chungsgerecht und vermittelt ihnen den entscheidenden wirtschaftlichen Anreiz, das Rauchen 
ihrer Zigaretten durch Kinder und Jugendliche zu unterbinden.  
 
 
                                                 
15 Die Verwendung statistischer Methoden bei der Feststellung des Vorliegens von Tatbestandsmerkmalen ist im 
Wirtschaftsleben unvermeidlich, wissenschaftlich in den Ergebnissen innerhalb von Sicherheitsbereichen unan-
fechtbar und in Unternehmen etwa bei der Feststellung von Marktlagen alltäglich. Die Bundesnetzagentur für 
Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen muss z.B. bei der Regulierung der Vorleistungs-
märkte Festnetze, Mobilfunknetze, Rundfunkübertragung in ihren Entgeltgenehmigungsentscheidungen eben-
falls mit Schätzungen und Sicherheitszuschlägen arbeiten, wenn Vergleichpreise aus dem Ausland ermittelt 
werden, aber noch Zweifel bei der genauen Übertragbarkeit der Marktlage auf deutsche Verhältnisse bestehen. 
Im Falle von Vorteilsabschöpfungen bei Missbrauch marktmächtiger Stellungen eröffnet § 43 Abs. 4 TKG die 
Möglichkeit, den wirtschaftlichen Vorteil zu schätzen, vgl. hierzu Holthoff/Frank in: Beck’scher TKG-
Kommentar, 3. Aufl. 2006, § 43 Rdz. 33. Entsprechendes gilt für die Entscheidungen des Bundeskartellamtes. 
Die Finanzverwaltung überprüft etwa die Ordnungsmäßigkeit der Kassenführung mit dem Chi-Quadrat-Test. Bei 
der Aufstellung des Inventars darf der Bestand der Vermögensgegenstände nach Art, Menge und Wert auch mit 
Hilfe anerkannter mathematisch-statistischer Methoden auf Grund von Stichproben ermittelt werden. 
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III. Folgen  der  Neuregelung 
 
Die von den Unternehmen im ersten Jahr bei Annahme der bisher bekannten Raucherquoten 
der Kinder und Jugendlichen zu zahlenden Zusatzsteuern errechnen sich wie folgt: 
 
Alter  Abgabenhöhe Mädchen  Abgabenhöhe Jungen  Summe 
11 Jäh-
rige  8.596.936 €  63.048.640 €  71.645.576 € 
12 Jäh-
rige  17.193.872 €  126.097.280 €  143.291.152 € 
13 Jäh-
rige  172.116.115 €  123.037.120 €  295.153.235 € 
14 Jäh-
rige  630.622.782 €  525.013.689 €  1.155.636.471 € 
15 Jäh-
rige  528.422.472 €  857.455.627 €  1.385.878.099 € 
16 Jäh-
rige  800.550.795 €  886.976.827 €  1.687.527.622 € 
17 Jäh-
rige  963.200.544 €  1.199.488.404 €  2.162.688.948 € 
Summe  3.120.703.517 €  3.781.117.588 €  6.901.821.105 € 
Möglicher Abzug von 10 % gemäß Absatz 5  690.182.110 € 
Geschuldete Steuer  6.211.638.995 € 
Quelle: eigene Berechnungen 
 
Die vorgesehene Zusatzabgabe auf von Minderjährigen gerauchte Zigaretten führt dazu, dass 
die Gewinne der Unternehmen, die sie dadurch erzielen, dass sie Kinder und Jugendliche zu 
Rauchern machen, durch die zusätzliche Steuer mehr als aufgezehrt werden. Ziel dieser Ab-
gabe ist keine fiskalische Mehreinnahme, sondern ein wesentlicher Rückgang in den Rau-
cherquoten der Kinder und Jugendlichen. Die hier vorgeschlagene Lenkungsabgabe soll erst-
mals einen wirtschaftlichen Anreiz für die Zigarettenanbieter schaffen, die Zahl der von Kin-
dern und Jugendlichen gerauchten Zigaretten zu vermindern. Erstmals ist es für die Zigaret-
tenhersteller kein Geschäft mehr, sondern ein Verlust, Kinder zum Rauchen ihrer Zigaretten 
zu veranlassen. Um diese Abgabe zu vermeiden, werden die Zigarettenfirmen dem Kinder-
rauchen in Zukunft genauso wirksam entgegenwirken wie sie es bisher beförderten. Damit 
macht dieses einfache Regelungsinstrument viele andere mehr oder minder wirksame Regu-
lierungen überflüssig und führt ohne weiteres zu einem Jugendschutz, der unübertroffen ist: 
Sie verwandelt die Zigarettenindustrie vom Verführer zum Beschützer. 
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